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Sehr geehrte Gäste, meine Damen und Herren!
Einleitung
Verletzungen der Religionsfreiheit, und sogar religiöse Verfolgung, werden in vielen Ländern in der Welt gegen religiöse Minderheiten begangen. Das ist besonders in Asien der Fall (Orissa, China, Myanmar, Laos, Vietnam und Nordkorea), wo gewisse Minderheiten, im Besonderen Christen und Muslime, leiden. In anderen Ländern können die Gläubigen der Mehrheitsreligion selbst unter Verletzungen ihrer Religionsfreiheit im Zusammenhang mit einem Regime leiden, das Religion im Allgemeinen unterdrückt (das ist der Fall für Muslime in einigen Ländern Zentralasiens, z.B. Afghanistan und Russland – das sind Überreste des atheistischen Kommunismus). In anderen, hauptsächlich muslimischen Ländern, leiden einige muslimische Minderheiten (z.B. Sunniten/Schiiten) manchmal unter Verletzungen ihrer religiösen Freiheiten.

Aufgrund dieser Situation hat unsere Welt jetzt seit einigen Jahrzehnten einen ständigen Wanderungsstrom religiöser Minderheiten, einschließlich christlicher Minderheiten wahrgenommen. Dieser Strom wurde unter anderem von vorherrschend muslimischen Ländern in Richtung Europa, Nordamerika, und Australien sichtbar. Daher sollte eine Verbesserung im Respekt gegenüber religiöser Freiheit, unter anderem in Ländern des Mittleren Ostens, zusammen mit anderen Faktoren (besonders wirtschaftlichen Faktoren), zu einer Verringerung des demographischen Blutflusses beitragen, der diese religiösen Minderheiten dramatisch trifft. 

In diesem Zusammenhang gewinnt Religiöse Freiheit oder Freiheit der Religion als spezifische Disziplin Bedeutung. Das wird offensichtlicher aufgrund der vermehrten Aufmerksamkeit, die in den letzten zwei Jahren dem Thema gewidmet worden ist.  Lange Zeit wurde das Thema „religiöse Freiheit“ sowohl in den Medien als auch auf politischer Ebene vernachlässigt. Das bedeutet nicht, dass wir nicht mehr wachsam sein müssen. Tatsächlich wird in der Gemeinsamen Mitteilung, die am 8. März 2011 von der Europäischen Kommission und der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik zum Thema Die neue Partnerschaft mit der arabischen Welt herausgegeben wurde, während sie Kurzzeit- und Langzeitpolitiken für die Erlangung von ‘Demokratie’ und ‘Wirtschaftlichem Wohlstand’ darstellt, der ‘religiöse Aspekt’ vollständig ignoriert – keine Erwähnung von ‘religiöser Freiheit’; keine Erwähnung von ‘religiösen Minderheiten’; kein Platz für ‘interreligiöse Diplomatie’! Später wurden, durch die gemeinsame Anstrengung aller durch COMECE und KEK vertretenen Kirchen, unsere Empfehlungen über religiöse Freiheit und religiöse Minderheiten in die  Nachbarschaftspolitik der EU eingefügt. 

Die Rolle der Religion

Um die Rolle der Religion in ihren gebührenden Zusammenhang zu stellen, ist es unerlässlich für uns, anzuerkennen, dass die Realität der Situation im Mittleren Osten und Nordafrika vollkommen verschieden von der auf dem europäischen Kontinent ist. Dort wirken wir in einer Region, in der Religionen einen lebenswichtigen, wenn nicht bestimmenden Platz in der Gesellschaft einnehmen. Fragen Sie, wie wichtig Religion im Leben den Menschen in Europa ist, und die Antwort ist etwa 30-35 %. Aber im Mittleren Osten sind es 90-95 %. Die Rolle der Religion oder noch besser „interreligiöser Diplomatie“ ist ebenso wichtig sowohl für interne als auch externe Beziehungen.
  

Deswegen war die Gemeinsame Mitteilung, die von der Europäischen Kommission herausgegeben wurde, in sich mangelhaft, einfach weil sie die religiöse Dimension des interkulturellen Dialogs nicht in den Blick nahm. Andere derartige Dokumente, herausgegeben und verbreitet innerhalb der europäischen Machtcouloire, sprechen über die Bedeutung des Bündnisses der Zivilisationen und der europäisch-mediterranen Anna Lindh Stiftung für den Dialog zwischen Kulturen, während wir beginnen sollten, über ein Bündnis der Glaubensbekenntnisse zu sprechen. Ein Bündnis der Glaubensbekenntnisse, vollständig dem Bauen von Brücken des Verständnisses, der Freundschaft und des kulturellen Austauschs, menschlich und spirituell, gewidmet, mit dem Mittleren Osten und Nordafrika, zwischen den Menschen aller Glaubensbekenntnisse, um die Kultur der Liebe und des Friedens zu erhalten – „wo das Zeitliche“, wie Louis Gardet (1904-1986) festgestellt hat, „mit religiösen Werten aufgeladen bleibt“ und „Teil hat an derselben Menschlichkeit“.

Da es keine Sicherheit in Europa geben könnte, wenn nicht auch Sicherhait im Mittelmeergebiet besteht, könnte ebenso keine Sicherheit im Mittleren Osten und Nordafrika sein, wenn nicht auch Sicherheit zwischen den muslimischen Mehrheiten und anderen religiösen Minderheiten besteht. Die EU muss das mit an Bord nehmen. Tatsächlich „kann ein näherer Einblick in das Offensichtliche uns einen Weg nach vorne zeigen und helfen, unseren Zugang zu einem bestehenden Problem zu gestalten“. Sich damit auseinanderzusetzen, ist lebenswichtig, um Fortschritte zu einer Lösung zu machen. „Die religiöse Dimension der öffentlichen Sphäre seriös zu verstehen ist lebensnotwendig in vielen Situationen.“
 
Antwort auf spezielle Ereignisse
Die Ereignisse in der jüngsten Vergangenheit, die das Drängen europäischer Kirchen ausgelöst haben, das Thema Religiöse Freiheit außerhalb Europas anzusprechen, waren hauptsächlich bedingt durch die folgenden Vorfälle und Ereignisse: erstens die Notlage irakischer Christ/inn/en in ihrem eigenen und in Nachbarländern; zweitens die Resolution des Europäischen Parlaments über die Lage von Christ/inn/en hinsichtlich der Religionsfreiheit (15. November 2007). Das wurde als überraschende Ausnahme in einer sonst nicht so empfänglichen, wenn nicht indifferenten, Umgebung wahrgenommen. Drittens berichtete im Herbst 2010 COMECE, dass mindestens 75 % aller religiösen Verfolgungen gegen Christ/inn/en gerichtet seien.  COMECE stellte auch fest, dass 100 Millionen Menschen diskriminiert oder verfolgt würden.
 (Man sollte erwähnen, dass Menschenrechtsorganisationen eine ähnliche Zahl angaben.)
 Viertens wurde die Dringlichkeit des Problems durch Papst Benedikt XVI. in seiner Botschaft zum Weltfriedenstag dargelegt. Es wurde weithin als Bezug auf den COMECE-Bericht verstanden, als der Papst erklärte: „Viele Christ/inn/en erfahren tägliche Angriffe und leben oft in Furcht wegen ihrer persönlichen Suche nach der Wahrheit, ihres Glaubens an Jesus Christus und ihrer aufrichtigen Befürwortung der Achtung der Religionsfreiheit. Diese Situation ist unannehmbar, da sie eine Beleidigung Gottes und der menschlichen Würde darstellt.“

Was die Reaktion des COMECE-Sekretariats betrifft, ist, wie schon angedeutet, unsere Hauptaufgabe, Wissen zu verbreiten und besonders EU-Institutionen zu  informieren (z.B. durch Dokumente, Veranstaltungen etc.). Wir verbreiten Information über Verletzungen der Religionsfreiheit außerhalb der EU und wir tun es weiterhin, da wir nicht indifferent gegenüber dem Phänomen sein können.
 Das COMECE-Sekretariat hat sich bemüht, EU-Politiker zu informieren, sodass ein ernsterer und enschlossener Zugang zu der Sache auf allen Ebenen entstehen kann.  Innerhalb der Grenzen unserer Kapazitäten haben wir ein Memorandum zu Religiöse Freiheit – Pfeiler der Menschenrechtspolitik in den auswärtigen Beziehungen der Europäischen Union veröffentlicht (2010). Öffentliche Veranstaltungen, z.B. die Konferenz im EP unter dem Titel Verfolgungen von Christ/inn/en, abgehalten am 5. Oktober 2010,
 wurden und werden von uns mitorganisiert, wie z.B. das Dialogseminar, das wir zusammen mit KEK und BEPA am 30. März bei der Europäischen Kommission organisieert haben; und noch zwei Seminare: eines wurde am 9. Mai im EP zum Thema Christen in der arabischen Welt: Ein Jahr nach dem Arabischen Frühling abgehalten und das andere Seminar wird am 2. Oktober zum Thema Diskriminierung von Christ/inn/en in Europa durchgeführt – der Ort dafür wird auch das Europäische Parlament sein.
 Außerdem versuchen wir Besuche christlicher Delegationen in Brüssel und Strassburg zu organisieren oder zumindest zu ermöglichen.

Das Bewusstsein verstärken und es unter den wichtigen Themen erhalten, war eine unserer Hauptprioritäten in den allerletzten Jahren.
 Wir waren und sind immer noch in Kontakt mit Vertreter/inne/n christlicher Gemeinschaften, die aus schwierigen und problematischen Gebieten stammen. Z.B. waren wir in direktem Kontakt mit dem früheren Bundesminister der pakistanischen Regierung für Minderheiten Shahbaz Bhatti, der von Extremisten in Pakistan ermordet wurde; wir hatten mehr als einmal  irakische Delegationen in Brüssel;
 wir hatten auch kleine Delegationen aus Tschad und Südsudan. Kürzlich empfingen wir in Brüssel eine kleine Gruppe von Menschenrechtsaktivisten aus Ägypten: eines der Themen bezog sich auf die Entführung von koptischen Mädchen.
 Wir hatten eine indonesische Delegation auf Besuch in Brüssel und bei der Veranstaltung organisierten einen Runden Tisch in  Zusammenarbeit mit der polnischen Präsidentschaft und der Botschaft der Republik Indonesien (in Brüssel) im Europäischen Parlament (13. Oktober 2011) zum Thema Freiheit und gleiche Bürgerrechte für alle Bürger, wie in der indonesischen Verfassung grundgelegt. Wir hatten auch eine Delegation aus Bahrain
 und eine andere Delegation aus Pakistan.
 Zwischen dem 7. und 8. Juni hatten wir eine andere irakische Delegation, bestehend aus Bischof Warduni, dem Apostolischen Visitator Msgr. Philip Najim und Msgr. Yakan. Wir hatten die Gelegenheit, Abgeordnete aus Litauen im Europäischen Parlament und Mitglieder der EEAS bei der COMECE zu treffen. Wir haben diese Ereignisse in die Wege geleitet und wir werden weiterhin unser Bestes geben, um solche Einladungen zu fördern.

Offensichtlich wirkt COMECE in Brüssel und neigt daher natürlich dazu, sich an Personen zu wenden, die dort tätig sind, besonders in den EU-Institutionen, nämlich im Generaldirektorium für Außenbeziehungen in der Europäischen Kommission (EEAS) und im Europäischen Parlament. 
Unter den jüngsten Initiativen und im Zusammenhang mit dem sogenanten ‘Arabischen Frühling’, und auch im Rahmen unserer Frühjahrsvollversammlung (2011), haben die COMECE-Bischöfe einen Solidaritätsbrief herausgegeben, der an die Bischöfe des Mittleren Ostens und Nordafrikas gerichtet war und ihnen geschickt wurde. Als ein Zeichen der Solidarität und des Gedankenaustauschs zwischen den verschiedenen kirchlichen Institutionen in der EU und den örtlichen Kirche  im Mittleren Osten und in Nordafrika schlug COMECE die folgenden Empfehlungen und möglichen Aktionen vor:
· interne Mitarbeiter aus der ägyptischen koptischen Gemeinschaft oder aus anderen Ländern für einige Monate in ihrem Sekretariat aufzunehmen;

· dass die nächste COMECE Sommerschule 2012 diesen Ländern gewidmet wird und der Schulung junger Führungspersönlichkeiten, die aus diesen Ländern stammen;

· für 30 junge Leute aus diesen Ländern eine eine Woche dauernde Session über EU-Politik in Brüssel in Partnerschaft mit dem Parlament, der Kommission und dem Rat zu organisieren, nach dem Modell des Treffens für junge christliche Bürger, das COMECE 2009 vor den Wahlen zum Europäischen Parlament mitorganisiert hat
COMECE ergriff auch die Initiative, die Beirut-Konferenz zu organisieren (in Zusammenarbeit mit Mitgliedern des Europäischen Parlaments und Mitgliedern der Parlamentarischen Versammlung des Europarats, zusammen mit Mitgliedern der Parlamente aus dem Libanon und dem Mittleren Osten). Diese hochkarätige Konferenz wurde an der Universität von Kaslik am 18. und 19. November 2011 abgehalten und hatte sich auf Die Zukunft von Christ/inn/en im Mittleren Osten: Ein Schritt vorwärts zur Religionsfreiheit konzentriert. Die Konferenz, die drei wichtige Sitzungen umfasste, lenkte die Aufmerksamkeit der Anwesenden auf bestimmte wichtige Grundlagen, z.B. „jede/r Gläubige wird wohl von einer existenziellen  Dynamik getragen, die von Glaube, Hoffnung und Liebe gekennzeichnet ist“ … ; „was wir heute im Mittleren Osten brauchen, ist ein positives Modell harmonischer Beziehungen zwischen Muslimen, Christen und religiösen Minderheiten, das auf gemeinsames Bürgerrecht in einem Land gegründet ist, das Menschenrechte achtet ….“ Schließlich, aber nicht am unwichtigsten, ein Aufruf an Christ/inn/en, „Versuchen von anderen zu widerstehen, sie nur in ihrer religiösen Identität zu definieren“. Während man anerkennt, dass die laufenden Entwicklungen und Veränderungen in der arabischen Welt „eine Art von Bewusstsein und Engagement für nationale Identität“ ausdrücken, besteht doch, wie es Seine Heiligkeit Patriarch Mar Bechara Boutros Al Rai ausgedrückt hat, „die Furcht, dass diese Veränderungen in sektenähnliche Auseinandersetzungen, härtere Regime und die Aufteilung der Region nach Sekten führen werden“. Seine Heiligkeit stellte fest, dass Christ/inn/en im Mittleren Osten in arger Not seien nach „eigenen und neutralen politischen Rahmenbedingungen, sodass Christ/inn/en ihre Rolle erfüllen könnten und zur Entwicklung ihrer jeweiligen Gesellschaften beitragen könnten“. In ihren Schlussfolgerungen stimmte die Konferenz überein, in nicht zu ferner Zukunft wieder zusammenzukommen, das nächste Mal in Zypern.

Allgemeines Herangehen an Religionsfreiheit
Auf einem mehr allgemeinen Niveau ist unser Herangehen nicht darauf aus, einen ‘speziellen Schutz’ oder eine ‘privilegierte Behandlung’ für Christ/inn/en in Drittländern zu erreichen, sei es durch den Staat oder durch irgendeine religiöse Gemeinschaft. Unser Ziel ist es zu vermeiden, dass Christ/inn/en ‘Bürger zweiter Klasse’ bleiben oder werden.  Probleme können nicht dadurch gelöst werden,  dass Christ/inn/en „vor“ den umgebenden Gesellschaften geschützt und isoliert werden und so ‘Parallelgesellschaften’ geschaffen werden. Der Schlüssel zu diesem Dilemma soll in dem gefunden werden, was wir als ‘gemeinsames Bürgerrecht’ bezeichnen: das bedeutet, dass jede/r Bürger/in in den betrachteten Gebieten gleichen Schutz und gleiche Rechte haben muss. Nur wenn Religionsfreiheit allen Bürger/inne/n gewährt wird, einschließlich jedem/r zu einer Minderheit gehörenden Bürger/in, werden christliche Gemeinschaften eine gesicherte Zukunft haben. 

Wir als Christ/inn/en sind für die Grundrechte und Demokratie und wir würden sicher den sogenannten „Arabischen Frühling“ als Paradoxon bewerten, wenn er sich in der Richtung entwickeln würde, die die Rechte religiöser Minderheiten ablehnt. Unglücklicherweise scheint es in manchen Drittstaaten, die hauptsächlich zur südlichen Erdhälfte gehören, als ob das Niveau der Achtung für die Rechte religiöser Minderheiten während des laufenden Jahres sich dramatisch verschlechtert hat. Laut dem Arab-West Report folgt das aus dem Mangel an Sicherheit und dem Fehlen von Regierung, was dazu führt, dass Gruppen machen, was sie wollen – oft zu Lasten von Christ/inn/en (z.B. koptischen Christ/inn/en in Ägypten), aber nicht nur Christ/inn/en.

Ein anderer einschlägiger Fall ist der von Christ/inn/en, die den Irak verlassen haben, um in Syrien Asyl zu suchen. Wenn sie jetzt in den Irak zurückkehren, können sie ihre früheren Häuser nicht mehr in Besitz nehmen, einfach weil sie von ihren Landsleuten, hauptsächlich irakischen Muslimen, übernommen worden sind. Stattdessen ziehen sie nach Kurdistan.
 Man sollte erwähnen, dass wir im Zusammenhang mit dem vorherrschenden ‘syrischen Aufstand’ den Patriarchen  Gregorius III während der Vollversammlung in Strassburg beherbergt haben.

Im Allgemeinen muss ich sagen, dass es immer überraschend zu sehen ist, wie leicht die Rechte von Christ/inn/en in einer Reihe von Drittländern verletzt werden können. 
Für uns bei COMECE ist es sehr wichtig, über den Begriff der Religionsfreiheit nachzudenken, sowohl außerhalb Europas als auch innerhalb Europas. Z.B hat uns der Fall Lautsi auf der Ebene des Europäischen Menschenrechtsgerichtshofs die Möglichkeit gegeben, zu analysieren, welche Art von unannehmbaren Konsequenzen eine beinahe ‘extremistische Interpretation der negativen Religionsfreiheit’ haben kann!

Ein anderes wichtiges Element, das genauso lebenswichtig für uns ist, ist, dass Religionsfreiheit nicht nur das Gewähren von Freiheit zum Gottesdienst betrifft, sondern auch die öffentliche Seite. Der christliche Glaube beinhaltet eine starke öffentliche Dimension, er ist nicht ein „privates Phänomen“.
 Der christliche Glaube hat immer öffentliche Konsequenzen. Tatsächlich ist das Christentum nicht eine Privatangelegenheit für Christ/inn/en. Sobald das Christentum auf die Privatsphäre begrenzt wird, ist das eine schwere Verletzung der Religionsfreiheit. 

Nach unserer Analyse fehlt die Religionsfreiheit im Rechtssystem einer Anzahl von Dritte-Welt-Ländern. Gewisse Rechtssysteme erlauben keinen kulturellen und religiösen Pluralismus. Sicher betrifft das Christ/inn/en und andere religiöse Minderheiten. Dieses Phänomen hat in den allerletzten Jahren besonders in Ländern mit einem niedrigeren Bildungs-und Einkommensniveau zugenommen. Z.B haben in Ägypten 80 % der Gesambevölkerung nur Grundschule oder gar keine Schulbildung, während ihr Einkommen entweder ‘auf Armutsniveau’ oder ‘ein wenig über’ oder ‘unter’ der Armutsgrenze liegt. Das ist der Grund, warum die Aufständischen am Beginn der Revolution als ‘Ghalaba’ bezeichnet wurden, was ‘die Beraubten’ bedeutet. Man muss erwähnen, dass in Ländern wie z.B. Saudiarabien, Iran, Usbekistan, China, Ägypten, Burma, den Malediven, Eritrea, Malaysia, Brunei, Indonesien, Pakistan, Algerien, Sudan, Afghanistan, Marokko, Syrien, Indien, Jemen, Irak und Israel es sehr oft eine klare politische Verantwortlichkeit gibt: Einschränkungen sind entweder „organisiert“ durch die Autoritäten, oder es mangelt andererseits an Schutz von Seiten der Autoritäten (Passivität).
 Man muss auch die Durchsetzung von Blasphemiegesetzen in Ländern wie z.B. Pakistan erwähnen – wobei das letzte die Herausgabe einer Liste von mehr als 1.109 zu verbannenden Wörtern und Redewendungen in Englisch und 586 in Urdu durch den Telekom-Regulator des Landes ist, darunter (laut einem Artikel im Guardian) zwei Varianten des Wortes „Jesus Christus“.
  

Unserer Ansicht nach bedeutet die Tatsache, dass „nicht nur auf Christ/inn/en gezielt wird“, nicht, dass Christ/inn/en „nicht die am meisten ins Ziel genommenen sind“.
  Tatsächlich können, wie früher festgehalten, in manchen vorwiegend muslimischen Ländern muslimische Minderheiten selbst (z.B. Sunniten/Schiiten) Verletzungen ihrer religiösen Freiheiten unterworfen sein. Doch es bleibt gültig, dass Christ/inn/en zweifellos die am meisten betroffenen religiösen Gemeinschaften außerhalb Europas sind, und es besteht die dringende Notwendigkeit, konkrete Fälle zu diskutieren. Es wäre absurd, ‘in abstrakter’ und ‘neutraler Art und Weise’ zu sprechen. Hier sprechen wir über Menschen und konkrete religiöse Gemeinschaften, die sich in schrecklichen Situationen befinden.

Unsere Überlegungen, die ich mit Ihnen teile, basieren auf dem Begriff der Freiheit „der Religion“ und nicht „von“ Religion.
 Unserer Meinung nach stellt im Zusammenhang der Diskussion über Religionsfreiheit die Freiheit „von Religion“ einen sehr kleinen Teil des Begriffes dar und wird manchmal dazu verwendet, die ganze Diskussion zu verwässern. Ein sehr niedriger Prozentsatz von Menschen außerhalb der EU ist von diesem letzteren Aspekt betroffen. Während diese Perspektive nicht ignoriert werden sollte, sollte gleichzeitig die Hauptaufmerksamkeit auf Freiheit der Religion, Freiheit, seinen religiösen Glauben in einer positiven und ausdrücklichen Form ‘auszudrücken’, gerichtet werden.

Christlich-muslimische Beziehungen und die Politik der Gegenseitigkeit
Was den Begriff der ‘Gegenseitigkeit’ betrifft, ist die Sache für uns sehr einfach: Wenn die Bedeutung von ‘Gegenseitigkeit’ eine Art Erwartung unterstützt, dass dann, wenn Religionsfreiheit mit gewissen Standards in einem geographischen Gebiet (z.B. Europa) gewährt wird, sie mit gleichwertigen Standards in einem anderen Gebiet (z.B. dem Mittleren Osten) gewährt werden sollte, dann sollte es keinen Einwand  geben. Wenn andererseits der Ausdruck im negativen Sinn interpretiert werden soll (d.h. eine Verweigerung von Religionsfreiheit in Europa als Reaktion auf die Verweigerung von Rechten gegenüber anderen religiösen Minderheiten [und im Besonderen gegenüber Christ/inn/en] außerhalb Europas), dann ist das für uns völlig unannehmbar. 

Was Beziehungen zu Muslimen betrifft, hatten wir in den allerletzten Jahren eine Anzahl von Seminaren sowohl im EP als auch in der COMECE mit Vertretern der muslimischen Gemeinschaften innerhalb und außerhalb Europas, wobei wir regelmäßig mit einem konstruktiven Zugang teilnehmrn und zusammenarbeiten – in diesem Jahr habe ich COMECE beim Eid ul-Fitr (das das Ende des Ramadan bezeichnet) und beim Eid al-Adha vertreten (einem wichtigen religiösen Feiertag, der an die Bereitschaft Abrahams (Ibrahims) erinnert, seinen Sohn Ishmael (Isma'il) als einen Akt des Gehorsams gegenüber Gott zu opfern). Wir betonen immer, dass es wichtig ist, nicht Gewalt gegen Christ/inn/en in Drittländern festzustellen und das muslimischen Gemeinschaften im Allgemeinen zuzuschreiben. Verallgemeinerungen sind gefährlich.
  

Da es immer das Hauptziel ist, den Dialog
 zwischen Religionen und religiösen Gemeinschaften zu ermöglichen, sollte man unterstreichen, dass die EU keine wirkliche Kompetenz in diesem Bereich hat und dass der Dialog zwischen Kirchen und religiösen Gemeinschaften nicht auf der institutionellen Ebene ‘organisiert’ werden kann.
 

Erwartungen an europäische Institutionen und EEAS

Art. 3(5) des Vertrags über die Europäische Union legt dar: „In ihren Beziehungen zu weiteren Welt soll die Union ihre Werte und Interessen aufrecht erhalten und fördern und zum Schutz ihrer Bürger beitragen. Sie soll zu Frieden, Sicherheit, nachhaltiger Entwicklung der Erde, Solidarität und gegenseitigem Respekt zwischen Völkern, freiem und fairem Handel, Ausrottung der Armut und dem Schutz der Menschenrechte beitragen …“
 In diesem Zusammenhang sollte die Garantie der Religionsfreiheit eine zentrale Rolle einnehmen. Das bedeutet: (1) Die EU sollte eigene Strukturen haben, um das Thema zu behandeln; (2) die EU-Mitarbeiter/innen, besonders innerhalb des EEAS, sollten geschult werden, religiöse Themen zu verstehen. 
In allgemeinerer Form werden die Rahmenbedingungen für Zusammenarbeit mit den EU-Institutionen für Kirchen im Art. 17(3) des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union vorgesehen. In dieser Hinsicht kann ich mich auf das letzte Treffen der EU-Präsident/inn/en mit religiösen Führern (Mai 2011)
 beziehen und auf das Treffen der Kirchen mit der polnischen Präsidentschaft (Juli 2011).
 In beiden Fällen wurde das Thema der Religionsfreiheit angesprochen. Es ist auch wert zu erwähnen, dass wir anlässlich der Frühjahrsvollversammlung der COMECE 2011 auch aktive Teilnahme von Vertreter/inne/n von EEAS hatten. Natürlich erfolgt diese Interaktion innerhalb der Grenzen der EU-Kompetenzen, mit denen die COMECE-Kompetenzen strikt verbunden sind.

Was die Aktionen der EU-Institutionen betrifft, sind die Schlussfolgerungen des Rates von November 2009 und Februar 2011 sicher Bezugspunkte.
 Sie sollten als positive Schritte in die richtige Richtung betrachtet werden und als eine gute Grundlage für weitere Aktionen. Sie sollten aber auch als Anfangspunkt und nicht als Endpunkt gesehen werden. Im Besonderen würde man wünschen, dass zukünftige Diskussionen darauf abzielen, über die Verwirklichung konkreter Aktionen nachzudenken, wie z.B. die Stärkung demokratischer Regierungen, die Anwendung der Herrschaft des Gesetzes, die Förderung ehrlicher Berichterstattung und der Verbreitung richtiger Information, und Konflikte zu lösen, eher als unfruchtbare Debatten, die um jeden Preis die Erwähnung des Wortes ‘Christ/inn/en’ in offiziellen Dokumenten zu verhindern trachten.

Schließlich sollte man erwähne, dass ich am Dienstag, dem 17. April 2012, in meiner Funktion als Berater und Leiter der Sektion Religionsfreiheit in unseren Büros in Brüssel eine Delegation aus dem französischen Außenministerium empfangen habe und dass sie uns den sehr interessanten Vorschlag mitgeteilt haben, ‘Religionsfreiheit und Glauben’ so hochgradig darzustellen und zu untersützen, dass sie als eine EU- Politik gelten und so die inneren und auswärtigen Angelegenheiten der Europäischen Union führen. Um dieses Ziel zu erreichen, muss es sicher den viel gewünschten politischen Willen der 27 Mitgliedsstaaten der EU geben. Sie als Mitglieder dieser Organisation könnten bei Ihren jeweiligen Regierungen wirksam werden, dieses Bewusstsein zu schaffen und diese Initiative zu unterstützen.   

Schluss
Zum Schluss meines Vortrags sollte ich sagen, dass COMECE sich ganz dem Ziel widmet, Brücken des Verständnisses, der Freundschaft und des kulturellen Austauschs, menschlich und spirituell, zwischen Menschen aller Glaubensrichtungen zu bauen, um die Kultur der Liebe und des Friedens zu erhalten – „wo das Zeitliche mit religiösen Werten aufgeladen bleibt“ und „an derselben Menschlichkeit teil hat“.
 
Kurz gefasst, wir müssen an die folgenden Elemente denken: dass Religionsfreiheit das Stiefkind der Menschenrechte ist; dass wir die Rechte des Individuums schützen müssen vor dem Schutz einer Religion; wachsam sein gegenüber anwachsenden 'Phobien'; 'enges religiöses Eigeninteresse' aus der Gleichung heraushalten; beachten, was im Zentrum des Disputes ist; religiöse Führer mit ihrer Verantwortung konfrontieren; den interkulturellen und den interreligiösen Dialog aufrecht erhalten; Religionsfreiheit als Lackmustest einer freien und toleranten Gesellschaft betrachten; Bürgerrecht an die erste Stelle setzen, dann religiöse Identität; besonders aufmerksam auf Verstöße gegen die Religionsfreiheit sein (rechtliche Anerkennung von Religionen; öffentliches Sichtbarwerden; Abfall und Religionswechel; Blasphemie); sofortige Aktionen setzen; schauen, wo Aktion  am meisten gebraucht wird; nach vorne schauen; ein besonderes Wort der Ermutigung für Europa haben; und schließlich müssen wir tun, was wir predigen.
� http://en.qantara.de/Democracy-Informed-by-Religious-Values/8449c8518i1p77/


� � HYPERLINK "http://content.yudu.com/A1rei3/TheTablet/resources/4.htm" ��http://content.yudu.com/A1rei3/TheTablet/resources/4.htm�





� Zur weiteren Information siehe das COMECE-Memorandum mit demTitel: Religious Freedom: Pillar of the Human Rights Policy in the External Relations of the European Union – a report to the Bishops of COMECE, Brüssel 2010, 4.





� Hilfe für Kirche in Not, Persecuted and Forgotten? – A Report on Christians oppressed for their Faith, Surrey 2011, 11; andere Quellen: www.opendoors-de.org/verfolgung/weltverfolgungsindex/index; GLOBAL RESTRICTIONS ON RELIGION, Pew Forum on Religion & Public Life, Dezember 2009.





� Ibid., 11.





� Die systematische Erstellung einer innovativen Website war tatsächlich ein wertcolles Instrument, durch das COMECE einen Ort für Abhandlungen, Forschung und andere nützliche Materialien für die öffentliche Sphäre plant. Ein viel wirksamerer Weg, 100 % Nutzbarkeit für Dokumente und Abhandlungen zu erreichen, die sonst in den schwach erleuchteten Schubladen von Büchereien und Forschungszentren bleiben könnten!


Immer eingedenk der Notwendigkeit, die Einzigartigkeit und Bedeutung der Religionsfreiheit sichtbar zu machen, haben wir unsere Bereichspolitik eingefügt, die eine Reihe verwandter Themen berührt. Zu diesen gehören geschichtliche Kurzdarstellungen, Beziehungen zwischen Islam und Christentum, philosophische und theologische Abhandlungen und andere Daten und Informationen. Unsere Website ist wirklich sehr empfehlenswert und der Inhalt wird sicher weiterhin anwachsen.


Man hofft zuversichtlich, dass eine solche Informations- und Bezugsquelle von MEPs und anderen Offiziellen im Europäischen Parlament, den EEAS und dem Rat genutzt werden wird. Zusätzlich zur COMECE-Website haben wir auch unseren elektronischen Newsletter namens EuropeInfos, dereine sehr bedeutsame Publikation mit einem hohen Grad an Anerkennung in der Kommission ist und eine große Leserschaft anziehen kann.


 


� Das Thema der Religionsfreiheit kann nicht abstrakt diskutiert werden. Es ist eine absolute Tragödie, dass Christ/inn/en ihre Heimal verlassen, um in Exil- und Auswanderungsländer zu ziehen. Dieses Bewusstsein hat die Abhaltung einer Konferenz über die Verfolgung von Christ/inn/en angeregt, die von der ECR-Gruppe und der EPP-Gruppe organisiert wurde, während COMECE Mitorganisator war.


Verletzungen des Rechts auf Religions- oder Glaubensfreiheit geschehen auf der ganzen Welt und sie treffen jedes Jahr etwa  geschätzte 100 Millionen Christ/inn/en. Nach Open Doors International umfasst 2010 die Liste der 10 Länder, in denen Christ/inn/en am meisten wegen ihres Glaubens verfolgt werden, Nordkorea, Iran, Saudiarabien, Somalia, Malediven, Afghanistan, Jemen, Mauretanien, Laos und Usbekistan. Es wurde tatsächlich geschätzt, dass mehr Christ/inn/en im 20. Jh. den Martyrertod erlitten haben als in allen 1900 vorangegangenen Jahren. Im Allgemeinen betreffen Einschränkungen der Religion die Hälfte der Länder und diese umfassen mehr als 80 % der Welbevölkerung.


Die Konferenz bot Platz für Zeugnisse von Augenzeugen von Christenverfolgung aus der ganzen Welt, nämlich Mgsr. Louis Sako, Erzbischof von Kirkuk, Irak; Msgr. Edward Hiiboro Kussala, Bischof von Tombura-Yambio, Sudan; Dr T. M. Joseph, Direktor des Newman College, Indien; und H. Kok Ksor, Präsident der Montagnard Stiftung, Vietnam.  


Anlässlich dieser Konferenz stellte das COMECE-Sekretariat das Memorandum über Religionsfreiheit vor. Das  Memorandum ruft in Erinnerung, dass „das Recht auf Religionsfreiheit so eng mit den anderen Grundrechten verbunden ist, dass Achtung der Religionsfreiheit gleichsam ein ‘Test' für die Beachtung der Grundrechte ist".


Eine schriftliche Erklärung zur Religionsfreiheit, in die Wege geleitet durch die MEPs Mario Mauro und Konrad Szymański, kam Montag, den 22. Dezember (0090/2010) auf den Tisch und erwartet die Annahme. Man sollte sagen, dass diese Erklärung die Unterschrift von 369 MEPs benötigt, die innerhalb von 3 Monaten gesammelt werden müssen, um angenommen zu werden.





� Früher am Tag hatten wire in Treffen beim Frühstück als Warming up für das eigentliche Seminar.





� Am 12. September 2011 wurde ein OSZE-Treffen zu „Vorbeugung und Antwort auf Vorfälle des Hasses und Verbrechen gegen Christ/inn/en“ in Rom organisiert.  COMECE war durch unseren Generalsekretär vertreten, der die Bischöfe über den Vorschlag informiert hat, einen „internationalen Tag der christlichen Martyrer“ einzuführen.





COMECE ist auch dabei, zusammen mit der Kommission für Kirche und Gesellschaft der KEK und BEPA  ein Dialogseminar im Europäischen Parlament zu organisieren. Die Idee ist, diese Veranstaltung früh im nächsten Dezember abzuhalten. Das gewählte Thema des Dialogseminars soll „Religionsfreiheit in der EU-Politik“ sein. 





Außerdem denkt COMECE gemeinsam mit KAS daran, eine Konferenz über ‘Religionsfreiheit’ (Christliche Minderheiten – Ein Jahr nach dem Arabischen Frühling) entweder Ende Februar oder Anfang März zu organisieren. Bis zu einem bestimmten Ausmaß wird diese Konferenz eine Fortsetzung der Konferenz sein, die im letzten Oktober über „Verfolgung von Christ/inn/en“ organisiert worden ist. Ebenso denkt COMECE zusammen mit KAS daran, eine Veranstaltung zu organisieren , die direkt mit dem ‘interreligiösen Dialog’ verbunden ist, die nicht nur Christen und Muslime, sondern auch Juden einbeziehen könnte.





� Die Delegation wurde während der letzten Sitzung des Europäischen Parlaments 2010 (13.-16. Dezember) in Strassburg begrüßt.  


„Wir bitten nicht um einen Kreuzzug, sondern wir bitten nur um Frieden im Irak.“  Das waren die Worte von Erzbischof Matti Matoka, Erzbischof Basile Georges Casmoussa, und Bischof Shlemon Warduni. Sie sprachen am Mittwoch während einer Pressekonferenz, zu der von den MEPs Mario Mauro und Jaime Mayor Oreja eingeladen wurde, über die Gewalt gegen Christ/inn/en im Mittleren Osten und besonders im Irak.  


Die Mission der irakischen Bischöfe beim Europäischen Parlament fand infolge der Annahme einer Resolution durch das Parlament im letzten November statt, die von der EPP-Gruppe initiierte wurde und Angriffe auf Christ/inn/en im Irak verurteilte. Die Bischöfe nahmen auch am Treffen der EPP-Gruppe teil und hatten einen Gedankenaustausch mit MEPs der EPP-Gruppe. 


Die Mission der irakischen Bischöfe setze ihren Weg in Spanien fort, wo sie an einer großen Konferenz über Religionsfreiheit teilnahmen. Sie unterzeichneten eine Erklärung „für die Religionsfreiheit in der Welt“, die „schon von mehr als 15.000 Menschen in Spanien unterzeichnet worden ist“.


Auch am 6. und 7. September 2011 besuchten zwei irakische Bischöfe (S.E. Msgr. Nona und S.E. Msgr. Warda) COMECE und die europäischen Institutionen in Brüssel.





� Ein System wird benötigt, wo man einer besonderen Vorgangsweise folgen muss, bevor man zu einem anderen Glauben konvertiert.  





� Eine Delegation aus Bahrain wurde von COMECE am Donnerstag, den 26. Jänner 2012, empfangen. Diese Delegation war aus 10 Delegierten zusammengesetzt, wobei jede/r eine besoondere Kirche oder Religion vertrat,  einschließlich der Katholischen Kirche. Die Delegation wurde von Herrn Willy Fautré, Direktor von Menschenrechte Ohne Grenzen, angeführt. Während des Treffens, das ungefähr zwei Stunden dauerte, haben wir unter anderem besprochen:  1) die Anomalie, wo eine Minderheit von sunnitischen Muslimen eine Mehrheit von schiitischen Muslimen regiert;  2) wie die meisten Kirchen nur toleriert, aber nicht gesetzlich anerkannt werden; und  3) wie der Vorgang, eine spezielle Kirche oder Religion zu registrieren, unendlich lang dauert! Man präsentierte uns zwei Berichte, nämlich: den Bericht, der von HRWF vorbereitet war und der von der vorherrschenden politischen und gesellschaftlichen Situation handelt; der andere Bericht, der uns präsentiert wurde, wurde von der Bahrain Independent Commission of Inquiry vorbereitet. Man sollte erwähnen, dass die beiden Berichte einander ergänzen. Von unserer Seite haben wir zwei Vorschläge vorgebracht, nämlich  1) die Vorbereitung von Fact sheets über Wanderarbeiter, politische Parteien und Themen der Religionsfreiheit und 2) eine gemeinsame Plattform zu organisieren, um mit einer Stimme zu sprechen.





� Die Delegation aus Pakistan wurde von S.E. Joseph Coutts, Erzbischof von Karachi, geleitet und umfasste Prof. Samir Khamil Samir von der Universität Beirut, H. Joseph Fadelle, den Autor des Buches The poignant price to pay, den Iraker, der vom Islam zum Christentum übergetreten und Zuflucht in Frankreich genommen hat, Dr. Paul Bhatti, Berater des pakistanischen Premierministers über Minderheitenfragen (Bundesminister) und Bruder des verstorbenen Shahbaz Bhatti (ermordet am 2. März 2011). Die Delegation kam am Montag, den 26. März 2012, in Brüssel an; nahm an einem Frühstückstreffen am folgenden Tag teil; reiste nach Amsterdam, um an der Konferenz The Night of the Martyrs teilzunehmen; und trat schließlich während des Dialogseminars auf, das von COMECE, KEK und BEPA am Freitag, dem 30. März 2012 bei der Eruopäischen Kommission organisiert wurde.   





� Was ‘interne Mitarbeiter aus der ägyptischen koptischen Gemeinschaft’ und ‘COMECE-Sommerschule’ betrifft, sind wir in Kontakt mit Drs. Cornelis Hulsman, Chefredakteur des Arab-West Report, aus den Niederlanden, mit seinem in Kairo beheimateten Büro.





� J. VELLA GAUCI, Frühjahrsvollversammlung, Brüssel, 21.-23. März 2012, DOC.6.2 EN.


� Man sollte erwähnen, dass es nach dem Besuch von Kardinal Antonius Naguib in Strassburg und Brüssel im letzten April eine hervorragende Kommunikation zwischen COMECE und dem Kardinal gegeben hat. Kürzlich hat COMECE seiner Eminenz bei seinen Projekten geholfen, hauptsächlich beim Bau von 5 Schulen, indem sie die Möglichkeit erforscht hat, die notwendigen Geldmittel für die Verwirklichung dieses ehrgeizigen Projekts zu erhalten. 





� Irakische Christ/inn/en sind derzeit einer unmittelbaren und systematischen religiösen Säuberung ausgesetzt. Hinsichtlich der Organisation einer offiziellen EU-Delegation in den Irak scheint es derzeit nicht möglich zu sein, Visa für eine offizielle Reise vor Ort, im Irak, zu erhalten und für eine weitere Untersuchung darüber, was hinsichtlich Verfolgungen von Christ/inn/en und anderen auf dem Glauben basierenden Verfolgungen vor sich geht. Während des Besuchs der Mittel-Ost-Delegation in Strassburg wurde deswegen vorgeschlagen, sofort eine Vorbereitungskonferenz nahe dem Irak, im Libanon, zu organisieren, wohin man am leichtesten vom Irak aus reisen kann, mit allen interessierten Parteien, von der EU und dem Europarat aus, die schon während des Dezemberbesuchs in Strassburg Interesse gezeigt haben.


Diese Vorbereitungskonferenz wurde tatsächlich vom 17. bis 20. November an der Kaslik Universität im Libanon durchgeführt. Das Organisationsgremium war eine ad hoc gebildete parlamentarische Task force quer durch die Parteien aus Europa, dem Libanon und dem Irak. 





� Zu weiteren Hinweisen siehe das COMECE-Memorandum mit dem Titel: Religionsfreiheit: Säule der Menschenrechtspolitik in den auswärtigen Beziehungen der EU – ein Bericht an die Bischöfe der COMECE, Brüssel 2010.





� Der vom Pew Forum on Religion & Public Life vorgelegte Bericht listet individuelle Länder mit Regierungs- einschränkungen für die Religion auf, die ‘sehr hoch’, ‘hoch’, ‘mäßig’ und ‘niedrig’ sind (siehe S. 12-16).





� � HYPERLINK "http://www.pakistantoday.com.pk/2011/11/pta%E2%80%99s-offensive-words-ban-%E2%80%98incredulous%E2%80%99/" ��http://www.pakistantoday.com.pk/2011/11/pta%E2%80%99s-offensive-words-ban-%E2%80%98incredulous%E2%80%99/�; � HYPERLINK "http://www.pcmag.com/article2/0,2817,2396659,00.asp" ��http://www.pcmag.com/article2/0,2817,2396659,00.asp�;�� HYPERLINK "http://www.wired.co.uk/news/archive/2011-11/21/pakistan-sms-ban-list" ��http://www.wired.co.uk/news/archive/2011-11/21/pakistan-sms-ban-list�;�� HYPERLINK "http://www.youtube.com/watch?v=ftBQcs53U2c&sns=fb" ��http://www.youtube.com/watch?v=ftBQcs53U2c&sns=fb�.





� Ibid, 13-22.





� Siehe: Sophie In ‘T Veld’s Statement in ALDE/D66 MEP.





� Ich muss darauf hinweisen, dass wir niemals den Ersatz von Religionsfreiheit durch Glaubensfreiheit erlauben sollten, weil die zweite die erste nicht einschließt.  Siehe auch: COMECE-Memorandum, ibid.





� Siehe: Cornelis Hulsman, Artikel nr. 28, 2004: � HYPERLINK "http://www.arabwestreport.info/year-2004/week-36/28-muslim-christian-relations-egypt-opinions-egyptians-various-positions" ��http://www.arabwestreport.info/year-2004/week-36/28-muslim-christian-relations-egypt-opinions-egyptians-various-positions�.





� Es ist wichtig, den Dialog zu ermöglichen, da wir glauben, dass es moderate Muslime gibt. Siehe: Islam, Christianity and Europe: Religious dimension of intercultural dialogue – Beyond EYID 2008 (European Year of Intercultural Dialogue), Brüssel (o.J.).





� Ombretta Fumagalli Carulli, Upholding Universal Truths in a Pluralistic Society, in: Exiting a Dead End Road, Kairos Publications 2010, 221-222.





Das Folgende ist eine persönliche Überlegung über: Die religiöse Dimension des interkulturellen Dialogs





Der fehlende Punkt in der Mittel-Ost-Politik ist der Dialog zwischen den Glaubensbekenntnissen.  Wenn die Sorge ist, dass Muslime fühlen, dass der Islam im Westen nicht respektiert wird, dann ist die Antwort darauf, sich auf einen Dialog einzulassen, der beweist, dass der Islam durch den Westen respektiert wird. Das beginnt in der Schule, es sollte an der Universität analysiert und diskutiert werden und sollte auf politischen, gesellschaftlichen und kulturellen Gedankenaustauschgegründet sein.


Es ist daher unsere Aufgabe, die Hand auszustrecken, unseren Geist zu öffnen, nicht zu verschließen; weiter zu treiben zu Gerechtigkeit und Frieden; die Modernisierer zu Partnern zu machen und ihnen Hoffnung zu geben; und es ist ihreAufgabe, zu führen, zurückzugreifen, zu zeigen, dass Respekt und Gleichheit zwischen Menschen aller Glaubensbekenntnisse und keines ein gemeinsames Ziel ist.


Den Glauben verstehen, seine Anhänger, seine Trends, seine Strukturen, kann ebenso wichtig sein wie das BNP einer Nation, ihreGeschäfte, ihre Ressourcen zu verstehen. Religiöses Bewusstsein ist so wichtig  wie Bewusstsein um Geschlecht oder Rasse.


Eine Vision von Achtung und Verständnis zwischen Menschen verschiedener Religionen.


Ein Bündnis von gläubigen Menschen, um die Mehrheit der Muslime gegen die Drohungen zu unterstützen, denen sie und wir jetzt gegenübrstehen, ist unumgänglich. 





� KONSOLIDIERTE FASSUNG DES VERTRAGS ÜBER DIE EUROPÄISCHE UNION und DES VERTRAGS ÜBER DIE ARBEITSWEISE DER EUROPÄISCHEN UNION (2010/C 83/01) im Official Journal of the European Union, C 83, Band 53, 30. März 2010.





� ‘Der Arabische Frühling’ standim Zentrum des diesjährigen jährlichen Treffens der europäischen Religionsführer mit den Präsidenten der EU-Institutionen. Europäische Führer wollen die Bedeutung des ‘Arabischen Frühling” ergreifen, um Frieden, Demokratie und Wohlstand rund um das Mare Nostrum einzuführen. Während Kardinal Marx betotnte, dass Glaube eine positive Kraft ist, die zu einer konstruktiven Gestaltung der Welt einlädt und aufruft, bedauerte Msgr. van Luyn, dass die Koexistenz verschiedener religiöser Gemeinschaften im Mittleren Osten und Nordafrika oft manipuliert werde, um sie gegeneinander auszuspielen.





� Als Teil der Reihe regelmäßiger Begegnungen zwischen Kirchen und einer neuen EU-Präsidentschaft wurde eine Delegation aus polnischen und europäischen Kirchenvertretern vom polnischen Außenminister Radosław Sikorski am 28. Juli 2011 in Warsschau empfangen. Die Kirchenvertreter äußerten ihre Sorge über die anhaltende Verfolgung von religiösen Minderheiten in der ganzenWelt.  Msgr. Piotr Mazurkiewicz vertrat COMECE. 


 


� Z.B. besuchte nach der Frühlingsvollversammlung eine hochrangige Delegation im Zusammenhang mit der Vollversammlung des Europäischen Parlaments Strassburg. Tatsächlich hat eine vierköpfige Delegation geführt von Kardinal Antonios Naguib (Ägypten), und unter Beteiligung von S.G. Youssef Soueif (Zypern), Prof Nabil Khalife (Libanon), zusammen mit unserem Generalsekretär Strassburg zwischen der 4. und 6. Sitzung besucht. Sie hatten die Gelegenheit zu einem Gedankenaustausch mit wichtigen Politiker/inne/n und Beamten im EP.





� COMECE schätzt die vereinbarten Schlussfolgerungen des Rates vom 21. Februar 2011 über „Intoleranz, Diskriminierung und Gewalt auf der Basis von Religion oder Glauben“ als einen guten Schritt in die richtige Richtung. Die Fusion von ‘common sense’ und ‘politischem Willen’ hat sich schließlich durchgesetzt, um eine starke Aussage zu sichern, die dringend notwendig war, um die weitverbreiteten Akte von Terrorismus und Sektierertum gegen Christ/innn/en weltweit aufzuhalten.  In Par. 2 verurteilt der Rat die Gewaltakte „gegen Christ/inn/en und ihre Gottesdienstorte, gegen muslimische Pilger und andere religiöse Gemeinschaften“. Trotzdem werden Sicherheit und Überleben von christlichen Gemeinschaften, besonders im Mittleren Osten, konkrete Aktion erfordern.


� Luis Gardet (1904-1986), Katholischer Gelehrter für Islamische Studien
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